
2013/14 23. April 2013

Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

In dem Votumsverfahren

1. [. . . ]

– Anspruchsteller –

2. [. . . ]

– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG durch den Vorsitzenden Dr. Lovens und die Mitglieder
Dr. Pippke und Dr. Winkler aufgrund der mündlichen Erörterung vom 14. März
2013 am 23. April 2013 einstimmig folgendes Votum:

Der Anspruchsteller hat gegen die Anspruchsgegnerin für den
Strom, der in seiner Fotovoltaikinstallation in [I. . . ] erzeugt und
in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeist wird, einen Vergü-
tungsanspruch nach §§ 16 Abs. 1, 33 Abs. 1 EEG 20091.

1Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 25.10.2008
(BGBl. I, S. 2074), zuletzt geändert durch Art. 12 des Gesetzes v. 22.12.2009 (BGBl. I, S. 3950).
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Ergänzender Hinweis der Clearingstelle EEG:

Wenn und soweit die Anspruchsgegnerin geringere Vergütungen ge-
zahlt hat, als es sich aus der Anwendung dieses Votums auf den ver-
fahrensgegenständlichen Vergütungszeitraum ergibt, so liegen hin-
sichtlich diesbezüglicher Nachzahlungen der Anspruchsgegnerin an
den Anspruchsteller die Voraussetzungen für nachträgliche Korrek-
turen im bundesweiten Ausgleich gemäß § 38 Nr. 4 EEG 20122 vor.

1 Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, ob für den Strom, den der Anspruchsteller in sei-1
nen auf einem Carport angebrachten PV-Anlagen erzeugt und in das Netz der An-
spruchsgegnerin einspeist, ein Anspruch nach § 33 Abs. 1 EEG 2009 gegeben ist.

Der Anspruchsteller betreibt auf zwei Grundstücken in [. . . ], [I. . . 7 und 9], Foto-2
voltaikanlagen mit einer Leistung von insgesamt 59,96 kWp. Gegenstand des Vo-
tumsverfahrens ist nur die Fotovoltaikinstallation [I. . . 9]. Diese ist – ebenso wie die
Fotovoltaikinstallation [I. . . 7] – auf dem Dach eines Carports angebracht, den der
Anspruchsteller im Jahr 2010 errichten ließ. Für die Errichtung des Carports erteilte
die Kreisverwaltung [. . . ] am 9. März 2010 eine Baugenehmigung gemäß § 70 LBauO
RP3. Die Inbetriebnahme der Fotovoltaikinstallation erfolgte am 26. Juni 2010. Das
Grundstück [I. . . 9] befindet sich im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, der vor
dem 1. September 2003 aufgestellt wurde.

Der Carport besteht aus einer Holzkonstruktion, deren Träger auf separaten Funda-3
menten installiert wurden, und einem um 15 Grad nach Südwesten geneigten Pult-
dach, auf dem die PV-Module angebracht sind. Seitenwände sind nicht vorhanden.
Der Carport ist unter Einhaltung der vorgeschriebenen Abstandsflächen zentral und
2Gesetz für den Vorrang Erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 25.10.2008
(BGBl. I S. 2074), zuletzt geändert durch Art. 5 des dritten Gesetzes zur Neuregelung ener-
giewirtschaftsrechtlicher Vorschriften v. 20.12.2012 (BGBl. I S. 2730), nachfolgend bezeichnet
als EEG 2012. Arbeitsausgabe der Clearingstelle EEG abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/eeg2012/arbeitsausgabe.

3Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) v. 24.11.1998 (GVBl. 1998, 35), zuletzt geändert durch
Gesetz v. 09.03.2011 (GVBl. 2011, 47).
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in gerader Ausrichtung zur Straße auf dem Grundstück errichtet worden. Der Bo-
den unterhalb der Carports ist mit Lavaschotter befestigt. Wegen der Einzelheiten
wird auf die zur Akte gereichten Lichtbilder verwiesen. Der Carport bietet Platz für
acht Fahrzeuge, wobei die Stellplätze in vier Reihen angeordnet sind, die Fahrzeuge
bei voller Belegung des Carports also z. T. längs hintereinander parken müssen.

Sechs Stellplätze in dem streitgegenständlichen Carport sind zu einem Preis von4
10,00 Euro je Monat vermietet. Drei Mietverträge mit verschiedenen Mietern wur-
den zur Akte gereicht, darunter u. a. der am 30. November 2010 abgeschlossene
Mietvertrag mit Herrn [. . . ], der einen Stellplatz für seinen Firmenwagen gemietet
hat. Der Carport wird darüber hinaus zur Holzlagerung und -trocknung genutzt.
Auf den zur Akte gereichten Fotos ist zu sehen, dass zwei Wohnwagen in der hin-
teren Reihe des Carports abgestellt und im hinteren Bereich bis zu einer Höhe von
etwa 1,50 m sowie in voller Breite Holzscheite aufgestapelt sind.

Dem Anspruchsteller gehören außerdem zwei Grundstücke in der [. . . straße (Haus-5
nummern 36 und 38)]. Diese grenzen auf der von der [. . . straße] abgewandten Sei-
te an die Straße [I. . . ]; sie befinden sich schräg gegenüber dem Carport. Auf dem
Grundstück [. . . straße 36] befindet sich ein Gebäude mit drei vom Anspruchstel-
ler vermieteten Mietwohnungen, auf dem Grundstück [. . . straße 38] ein Gebäude
mit einer Arztpraxis, einem Bistro/Restaurant mit Saal sowie die Wohnung des An-
spruchstellers. Vor der Arztpraxis befindet sich ein Parkplatz mit einigen Stellplät-
zen. Wegen der genauen Belegenheit der Gebäude und Grundstücke wird auf die
von der Anspruchsgegnerin zur Akte gereichte Skizze verwiesen. Das im Carport
gelagerte Holz verwendet der Anspruchsteller zum Betrieb der Scheitholz-Heizung,
mit der die beiden Gebäude in der [. . . straße] mit Wärme versorgt werden.

Mit Schreiben vom 28. Februar 2013 teilte die Kreisverwaltung [. . . ] unter Bezug6
auf die erteilten Baugenehmigungen mit, dass es sich bei den Carports um bauliche
Anlagen i. S. d. § 2 Abs. 1 LBauO RP handelt. Des Weiteren führte sie aus, dass im
Zuge des Baugenehmigungsverfahrens eine nicht ausreichende Anzahl an Stellplät-
zen für das Bistro/Restaurant, die Arztpraxis sowie ein Dreifamilienwohnhaus, das
neben der Wohnnutzung auch eine Musikschule beherberge, ermittelt worden sei.
Eine Überschreitung des durch die zugelassenen Nutzungen verursachten Bedarfs an
Stellplätzen habe vor diesem Hintergrund nicht festgestellt werden können.
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Zwischen den Parteien ist streitig, ob es sich bei dem Carport um ein Gebäude i. S. d.7
§ 33 Abs. 3 EEG 2009 handelt, insbesondere, ob dieser vorrangig dazu bestimmt ist,
dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu dienen.

Der Anspruchsteller ist der Ansicht, die Gebäudedefinition des § 33 Abs. 3 EEG 20098
sei erfüllt. Der Carport sei nicht primär zum Zwecke der Solarstromerzeugung, son-
dern zu anderen Zwecken errichtet worden. Hierzu führt er aus, der Carport sei
primär zur Schaffung einer ausreichenden Anzahl von PKW-Stellplätzen für die in
seinem Eigentum stehenden Gebäude in der [. . . straße] in unmittelbarer Nachbar-
schaft errichtet worden. Für die Mieter, die Patienten und sonstigen Besucher seien
in der Vergangenheit nicht genügend Parkplätze vorhanden gewesen. Die Parkplätze
vor der Arztpraxis seien meistens besetzt gewesen, so dass oft zusätzlich am Rande
der [. . . straße] geparkt worden sei.

Sämtliche Eingänge der beiden Gebäude seien nicht nur von der [. . . straße], son-9
dern auch von der Straße [I. . . ] – zum Teil über einen Fußweg – zu erreichen.
Durch das Vorhalten überdachter Parkflächen für seine Mieter und Kunden trete
ein Wettbewerbsvorteil auf dem immer schwieriger werdenden Markt ein. Gerade
die extremen Wetterlagen seien für Mieter und Kunden gleichermaßen Anlass, sich
nach geschützten Stellflächen in kurzer fußläufiger Verbindung zu Wohnung und
Geschäftseinrichtungen umzusehen, und beeinflussten das Nutzerverhalten. Nicht
umsonst investierten Wohnungsbaugesellschaften und Bauträger von Geschäftshäu-
sern in Garagen, Parkhausanlagen und überdachte Stellflächen. Zwei Wohnwagen
seien dauerhaft in dem Carport abgestellt. Dass sich die Parkplätze in zwei Reihen
hintereinander befänden, sei kein Problem; das „Parkplatzmanagement“ gelinge gut,
indem sich die Nutzer untereinander absprächen.

Die Scheitholz-Heizung betreibe er seit 2010 in den beiden Gebäuden in10
der [. . . straße]. Bereits 2009 habe er ergänzend mit Holz geheizt; 2010 sei dann voll-
ständig auf Holz umgestellt worden. Mittlerweile schlage er das Holz aus Kosten-
gründen selbst und lagere es dann zur Trocknung in dem Carport; dadurch hätten
die Kosten für den Kubikmeter Holz von rund 30,00 Euro auf 10,00 Euro gesenkt
werden können.

Der Anspruchsteller führt weiter aus, wenn er den Carport primär zum Zwecke der11
Solarstromerzeugung errichtet hätte, wäre eine Dachneigung von 30 Grad gewählt
worden, mit der ein besserer Ertrag hätte erreicht werden können. Davon habe er
aber abgesehen, damit sich der Carport besser in die vorhandene Wohnbebauung in
der Umgebung einfügten.
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Weiter trägt der Anspruchsteller vor, der Carport sei langlebiger als die PV-Anlage.12
Gerade diese Langlebigkeit mache andere, längerfristige Nutzungen erforderlich, da-
mit sich die Investitionen in das Gebäude wirtschaftlich sinnvoll darstellen ließen.
Allein durch die Holzeinlagerung zum Betrieb der Scheitholz-Kesselanlage könn-
ten jährlich nunmehr 12.000 – 15.000 Liter Heizöl eingespart werden. Der hierdurch
begründete wirtschaftliche Vorteil belaufe sich auf mindestens 10.000 Euro jährlich
ohne die Einnahmen aus der Vermietung von Stellplätzen und dem wirtschaftlich
nicht einfach zu beziffernden Wert einer gesicherten Vermietungsmöglichkeit der
Mieteinheiten und dem Fortbestand des Bistros/Restaurants durch die erstmalige
Erfüllung der gesetzlichen Stellplatzverpflichtung.

Die Anspruchsgegnerin ist der Ansicht, der Carport sei vorrangig zum Zweck der13
Solarstromerzeugung errichtet worden und erfülle deshalb nicht den Begriff des Ge-
bäudes i. S. d. § 33 Abs. 1 EEG 2009. Hierzu führt sie unter Bezugnahme auf den
Hinweis der Clearingstelle EEG 2011/104 aus, dass die Installation der PV-Module
unmittelbar nach Fertigstellung des Carports für einen vorrangig der Solarstromer-
zeugung dienenden Errichtungszweck spräche. Eine Nutzung des Carports als Un-
terstellplatz habe im Zeitpunkt der Inbetriebnahme nicht stattgefunden. Die über 20
Jahre hinaus gehende Nutzungsdauer des Carports führe zu keinem eindeutigen Er-
gebnis. Ein baulich-konstruktives Indiz bestehe nicht, der bauliche Mehraufwand bei
der Errichtung des Carports durch die Fotovoltaikanlagen sei marginal. In ökono-
mischer Hinsicht sei nicht ersichtlich, dass der betriebswirtschaftliche Ertrag aus der
Carportvermietung (nach den vorgelegten Mietverträgen: 720,- Euro/Jahr) für sich
allein die Errichtungskosten für den Carport refinanzieren würde. Zu berücksichti-
gen sei dabei, dass durch den Bau der Fotovoltaikanlagen ein erschlossenes Baugrund-
stück nicht mehr an einen Bauwilligen veräußert werden könne. Insgesamt sei davon
auszugehen, dass in Anbetracht der geringen Mieterträge der Carport ohne Nutzung
durch die Fotovoltaikinstallationen nicht errichtet worden wäre, denn üblicherwei-
se würden den Kunden und Patienten keine überdachten Stellplätze zur Verfügung
gestellt. Vorrangiger Errichtungszweck sei daher die Solarstromerzeugung gewesen.

Mit inhaltsgleichen Anträgen haben sich der Anspruchsteller und die Anspruchsgeg-14
nerin an die Clearingstelle EEG gewandt und beantragt, ein Votumsverfahren gemäß
§§ 26 ff. VerfO5 durchzuführen.
4 Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10.

5Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG in der Fassung vom 14.12.2011, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.
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Mit Beschluss vom 20. Februar 2013 hat die Clearingstelle EEG das Votumsverfah-15
ren angenommen. Die durch die Clearingstelle EEG zu begutachtende Frage lautete:

Hat der Anspruchsteller gegen die Anspruchsgegnerin einen Anspruch
auf Zahlung der Vergütung gemäß §§ 33 Abs. 1, 16 Abs. 1 EEG 2009 für
den Strom, der in der Fotovoltaikinstallation in [. . . ], [I. . . 9], erzeugt
und in das Netz der Anspruchsgegnerin eingespeist wird ?

2 Begründung

2.1 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle EEG ergibt sich aus §§ 26 Abs. 1, 2 Abs. 5 VerfO.16
Den Parteien ist gemäß §§ 28, 20 Abs. 1 Satz 1 VerfO Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben worden. Gemäß §§ 28, 20 Abs. 1 Satz 2 VerfO hat die Clearingstelle EEG
einen Termin zur mündlichen Erörterung bestimmt. Die Beschlussvorlage hat ge-
mäß §§ 28, 24 Abs. 5 VerfO das Mitglied der Clearingstelle EEG Dr. Pippke erstellt.

2.2 Würdigung

Der Anspruchsteller hat einen Anspruch auf die Vergütung nach § 33 Abs. 117
EEG 2009, denn der Carport ist ein Gebäude i. S. d. § 33 Abs. 3 EEG 2009. Es han-
delt sich um eine überdeckte bauliche Anlage, die von Menschen betreten werden
kann und vorrangig dazu bestimmt ist, dem Schutz von Sachen zu dienen.

Vorliegend kommt es allein auf die Frage an, ob der Schutz der eingelagerten Sachen18
oder die Solarstromerzeugung die vorrangige Zweckbestimmung der baulichen An-
lagen ist. Zur Bestimmung des vorrangigen Zweckes hat die Clearingstelle EEG in
ihrem Hinweis 2011/10 ausgeführt:

„Eine bauliche Anlage ist im Sinne des § 33 Abs. 3 EEG 2009 und des § 33
Abs. 3 EEG 20126 dann vorrangig dazu bestimmt, dem Schutz von Men-
schen, Tieren oder Sachen zu dienen, wenn sie funktional auf einen oder

6Hinweis der Clearingstelle EEG: Gegenstand des Hinweises war das EEG in der bis zum 31.03.2012
geltenden Fassung, also das Erneuerbare-Energien-Gesetz v. 25.10.2008 (BGBl. I S. 2074), zuletzt ge-
ändert durch Art. 7 Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung des Rechtsrahmens für Strom aus solarer
Strahlungsenergie und zu weiteren Änderungen im Recht der erneuerbaren Energien v. 17.08.2012
(BGBl. I S. 1754).
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mehrere dieser Schutzzwecke ausgerichtet ist. Die funktionale Ausrich-
tung auf den (die) vorrangigen Schutzzweck(e) ist in einer einzelfallbe-
zogenen Prüfung unter Einbeziehung zeitlicher, baulich-konstruktiver,
ökonomischer und sonstiger Indizien zu bestimmen.

Bauliche Anlagen können auch dann vorrangig dem Schutz von Men-
schen, Tieren oder Sachen dienen, wenn die Investitionskosten für die
Solarstromanlage die Investitionskosten für die bauliche Anlage über-
steigen.

Für die Prüfung des vorrangigen Schutzzweckes ist der Zeitpunkt der
Anbringung der Solarstromanlage maßgeblich. Spätere Änderungen der
Bestimmung der baulichen Anlage lassen die Einstufung einer bauli-
chen Anlage als Gebäude im Sinne von § 33 Abs. 3 EEG 2009/EEG 2012
grundsätzlich nicht entfallen; eine kurz nach der Errichtung vorgenom-
mene Bestimmungsänderung kann jedoch ein Indiz sein, dass die bau-
liche Anlage von Anfang an tatsächlich nicht vorrangig dazu bestimmt
war, dem Schutzzweck zu dienen.“7

Ergänzend hat die Clearingstelle EEG im Anhang des Hinweises 2011/108 ein Prü-19
fungsschema erstellt, anhand dessen die vorrangige Zweckbestimmung ermittelt wer-
den kann. Bei wertender Anwendung dieser Prüfungsschritte auf den vorliegenden
Sachverhalt ergibt sich, dass dem Anspruchsteller der Anspruch zusteht.

Eine Zweckbestimmung zum Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen hat der An-20
spruchsteller – hier in Bezug auf die im Carport abgestellten Fahrzeuge und das darin
gelagerte Holz – geltend gemacht. Diese Zweckbestimmung entfiele objektiv nicht,
wenn die Fotovoltaikanlagen entfielen; es liegt kein bloßes „Alibi-“ oder „Sinnlos“-
Gebäude vor.

Es handelt sich zudem funktional um ein Gebäude, das auch dann bestimmungsge-21
mäß genutzt würde, wenn die Fotovoltaikanlagen hinweggedacht würden. Das ergibt
die Würdigung aller Umstände unter Einbeziehung zeitlicher, baulich-konstruktiver,
ökonomischer und sonstiger Indizien gemäß dem Hinweis 2011/10 der Clearingstel-
7Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Leitsatz Nr. 1 (f) bis (h) sowie Rn. 34 ff.

8Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Anhang.
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le EEG.9 Für die Prüfung des vorrangigen Schutzzwecks ist dabei der Zeitpunkt der
Anbringung der Solarstromanlage maßgeblich.10

Das zeitliche Indiz ist vorliegend unergiebig. Dass die PV-Installation unmittel-22
bar nach Errichtung des Carports installiert wurde, ist kein taugliches Indiz, die
vorrangige Bestimmung der Bauwerke zum Schutz von Menschen, Tieren oder Sa-
chen entfallen zu lassen und eine Vorrangigkeit der Stromerzeugung anzunehmen.11

Dabei kann dahinstehen, ob im Zeitpunkt der Anbringung bereits eine vollständige
Nutzung des Carports erfolgte; es reicht aus, wenn die vorrangig dem Schutz von Sa-
chen dienende Zweckbestimmung des Carports im Zeitpunkt der Anbringung der
Fotovoltaikanlagen auf den Bauwerken bereits feststand.12

Der Anspruchsteller hat allerdings plausibel vorgetragen, dass die voraussichtliche23
Lebensdauer des Carports deutlich über die 20-jährige gesetzliche Vergütungsdauer
der Fotovoltaikanlage hinausgeht. Hierin liegt ein Indiz für den Vorrang der Schutz-
bestimmung des Carports.13

Das baulich-konstruktive Indiz spricht ebenfalls für eine Vorrangigkeit des24
Schutzzwecks. Zwar erweckt der Carport im ersten Augenschein den Eindruck, le-
diglich eine überdimensionierte PV-Aufständerung zu sein. Der Anspruchsteller hat
jedoch schlüssig dargelegt, dass die Konstruktion des Carports in erster Linie auf die
Schaffung überdachter Stellplätze für Fahrzeuge und die Holzlagerung ausgerichtet
ist. Hierbei ist insbesondere die nur 15 Grad betragende Neigung des Pultdaches zu
berücksichtigen. Es ist plausibel, dass eine vorrangig auf die Solarstromerzeugung
ausgerichtete Konstruktion eine steilere Neigung – bis ca. 30 Grad – nahe gelegt hät-
te. Der Anspruchsteller hat insoweit schlüssig dargelegt, dass es ihm darauf ankam,
dass sich der Carport möglichst harmonisch in die umgebende Wohnbebauung ein-
fügt. Des Weiteren ist der Carport unter Berücksichtigung der Abstandsflächen in
9Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 40 ff.

10Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 55 ff.

11Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 44.

12Vgl. Clearingstelle EEG, Votum v. 20.06.2012 – 2012/14, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2012/14, Rn. 55 f.

13Vgl. Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 40.
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gerader Ausrichtung zur Straße errichtet worden und nicht, wie es bei einer vorran-
gig auf die Solarstromerzeugung ausgerichteten Konstruktion nahe gelegen hätte, in
einer nach dem Sonnenstand optimierten Ausrichtung.

Im Übrigen weist die Clearingstelle EEG darauf hin, dass ein gewisses Maß an Op-25
timierung auf die Solarstromnutzung hin allein kein hinreichendes Indiz dafür ist,
dass ein Bauwerk vorrangig zur Solarstromerzeugung errichtet worden ist.14 Eine
Optimierung des Bauwerkes auf die Solarstromerzeugung ist vielmehr in dem Maße
unschädlich, wie sich die Stromerzeugung noch als ein lediglich nachrangiger Zweck
darstellt; die Vorrangigkeit des Schutzzweckes verlangt nicht nach einer für die So-
larstromerzeugung vollkommen ungeeigneten Konstruktion oder Ausrichtung.15

Das ökonomische Indiz ist vorliegend nur begrenzt ergiebig. Dass die Investiti-26
onskosten für die PV-Anlagen die Kosten für den Carport möglicherweise erheblich
überstiegen haben, steht dem vorrangigen Schutzzweck nicht entgegen. Bauliche An-
lagen können auch dann vorrangig dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen
dienen, wenn die Investitionskosten für die Solarstromanlage die Investitionskosten
für die bauliche Anlage übersteigen.16

Im Übrigen ist der Vortrag des Anspruchstellers, wonach der Carport einen über27
die Mieteinnahmen hinausgehenden wirtschaftlichen Vorteil biete, der sich nicht
ohne weiteres beziffern lässt, nachvollziehbar. Das gilt insbesondere hinsichtlich der
Nutzung zum Zwecke der Holzlagerung. Unstreitig nutzt der Anspruchsteller das
Holz, um damit seine beiden Gebäude in der [. . . straße] zu heizen. Ein erheblicher
Lagerbedarf ist somit nachvollziehbar. Der Anspruchsteller hat überdies plausibel
dargelegt, dass er das Holz nunmehr aus Kostengründen selbst schlage und dann
zur Trocknung in dem Carport lagere; dadurch hätten die Kosten für den Kubikme-
ter Holz von rund 30,00 Euro auf 10,00 Euro gesenkt werden können. Auch dass
die Attraktivität seiner Immobilien durch das Vorhalten überdachter Stellplätze in
unmittelbarer Nachbarschaft gesteigert wird, ist schlüssig.

14Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 44, 79.

15Clearingstelle EEG, Votum v. 20.06.2012 – 2012/14, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/votv/2012/14, Rn. 46.

16Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 48 ff.
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Das Indiz der Beständigkeit spricht schließlich ebenfalls für den vorrangigen28
Schutzzweck des Carports. Der Anspruchsteller hat ein insgesamt stimmiges und
nachvollziehbares Nutzungskonzept dargelegt. Dieses spricht bei umfassender Wür-
digung aller Umstände des Einzelfalls dafür, dass der Bestand des Carports unabhän-
gig ist vom Bestand der Fotovoltaikanlagen.17 Denn wenn die Fotovoltaikinstallati-
on hinweggedacht würde, bliebe aufgrund des fortbestehenden Stellplatzbedarfs und
des Erfordernisses der Holzlagerung die Nutzung des Carports bestehen, so dass da-
von auszugehen ist, dass das Bauwerk unabhängig von der Fotovoltaikinstallation
Bestand hat.

Der Anspruchsteller hat insoweit plausibel vorgetragen, dass es vor dem Bau der Car-29
ports an Parkplätzen für die Mieter, Kunden und Besucher seiner beiden Gebäude in
der [. . . straße 36 und 38] mangelte. Bestätigt wird dieser Vortrag durch das zur Akte
gereichte Schreiben der Kreisverwaltung [. . . ] vom 28. Februar 2013, in dem ausge-
führt wird, dass im Zuge des Baugenehmigungsverfahrens eine nicht ausreichende
Anzahl an Stellplätzen für das Bistro/Restaurant, die Arztpraxis sowie das Dreifa-
milienwohnhaus, das neben der Wohnnutzung auch eine Musikschule beherbergte,
ermittelt worden sei.

Dabei kann dem Anspruchsteller nicht entgegengehalten werden, dass er überdachte30
Stellplätze geschaffen hat. Gerade weil der Anspruchsteller die Carports insbesonde-
re für längerfristige Nutzungen durch die Mieter, für Firmenwagen oder Wohnwa-
gen vorgesehen hat, ist nachvollziehbar, dass ein überdachter Stellplatz wesentlich
besser zu vermarkten ist als ein offener.

Dr. Lovens Dr. Pippke Dr. Winkler

17Vgl. Clearingstelle EEG, Hinweis v. 16.12.2011 – 2011/10, abrufbar unter http://www.clearingstelle-
eeg.de/hinwv/2011/10, Rn. 53, sowie Votum v. 20.06.2012 – 2012/14, abrufbar unter
http://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2012/14, Rn. 54.
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